
• Jeder Arbeitnehmer hat Anspruch auf einen schriftlichen Arbeitsvertrag inklusive
der wesentlichen Vertragsbedingungen spätestens einen Monat nach Beginn des
Arbeitsverhältnisses ( § 2 Nachweisgesetz).

• Jeder Arbeitnehmer ist verpflichtet, eine Arbeitsunfähigkeit sowie deren
voraussichtliche Dauer unverzüglich mitzuteilen, aber das Recht, drei Tage ohne
ärztliche Bescheinigung arbeitsunfähig zu sein. Nur wenn die AU länger als drei
Kalendertage dauert, so ist eine AU-Bescheinigung vorzulegen, dies aber
spätestens am vierten Tag (§ 5 Entgeltfortzahlungsgesetz). Eine Verkürzung
dieser Fristen durch den Arbeitgeber ist nur im Einzelfall bei konkretem
Mißbrauchsverdacht gestattet und außerdem mitbestimmungspflichtig durch den
Betriebsrat (§ 87 Abs. 1 Ziff. 1 BetrVG).

• Jeder Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhältnis länger als sechs Monate bestanden
hat, kann verlangen, daß seine vertraglich vereinbarte Arbeitszeit verringert wird.
Dieses Verlangen kann vom Arbeitgeber nur aus festgelegten Gründen abgelehnt
werden und kann durch den Arbeitnehmer gerichtlich überprüft werden (§ 8
Teilzeit- und Befristungsgesetz).

• Jeder Arbeitnehmer hat Anspruch auf geeignete Anweisungen zur Sicherung des
Arbeitsschutzes (§ 4 Ziff. 7 Arbeitsschutzgesetz) sowie auf angemessene
Unterweisungen zur Sicherheit und zum Gesundheitsschutz, die eigens auf den
Arbeitsplatz oder den Aufgabenbereich ausgerichtet sind; dies gilt bei Einstellung,
Veränderungen im Aufgabenbereich und bei Einführung neuer Arbeitsmittel; die
Unterweisung muß vor Aufnahme der Tätigkeit erfolgen und mindestens einmal
jährlich wiederholt werden (§ 12 Arbeitsschutzgesetz und § 81 BetrVG).

• Jeder Arbeitnehmer hat das Recht, sich bei bestehenden Gefahren an die
zuständigen Behörden zu wenden, wenn der Arbeitgeber darauf gerichteten
Beschwerden nicht abhilft (§ 17 Abs. 2 Arbeitsschutzgesetz). Bei unmittelbarer
erheblicher Gefahr hat der Arbeitnehmer das Recht, sich durch sofortiges
Verlassen des Arbeitsplatzes in Sicherheit zu bringen, ohne daß ihm hierdurch
irgendwelche Nachteile entstehen dürfen (§ 9 Abs. 3 Arbeitsschutzgesetz).

• Jeder Arbeitnehmer hat Anspruch darauf, vom Arbeitgeber über seine Aufgabe
und Verantwortung sowie über die Art seiner Tätigkeit und deren Einordnung in
den Arbeitsablauf des Betriebes unterrichtet zu werden. Über Veränderungen ist
der Arbeitnehmer ebenfalls rechtzeitig zu unterrichten; auch über Maßnahmen,
die aufgrund einer Planung noch bevorstehen und deren Auswirkungen auf den
Arbeitsplatz. Sobald feststeht, daß sich die Tätigkeit des Arbeitnehmers ändert
und seine Qualifikationen nicht ausreichen, hat der Arbeitnehmer Anspruch
darauf, daß der Arbeitgeber mit ihm über die Anpassung der Qualifikationen berät
(§ 81 BetrVG).


